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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS/Linke Liste 


zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
- Drucksachen 12/2062, 12/2718, 12/2719 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Asylverfahrens 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Beitrag zur Beseiti- 
gung der Fluchtursachen in der Region Türkei- Kurdistan zu lei- 
sten, indem sie das Waffenembargo gegen die türkische Regie- 
rung wieder verhängt. 

Bonn, den 4. Juni 1992 

Ulla Jelpke 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

ln seiner Sitzung vom 3. Juni 1992 bestätigte der Auswärtige 
Ausschuß mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, die Waffen- 
lieferungen an die Türkei wieder aufzunehmen. Die Waffenliefe- 
rungen waren kurz vor Ostern dieses Jahres gestoppt worden, 
weil die türkische Regierung Waffen aus NVA-Beständen gegen 
die kurdische Bevölkerung eingesetzt hatte. 

Nach Verhandlungen des Vertreters des Auswärtigen Amtes mit 
der türkischen Regierung hat die Bundesregierung die Wieder- 
aufnahme der Waffenhilfe beschlossen. Sie begründet diesen 
Schritt mit der Verbesserung der Menschenrechtssituation und 
des weiteren Demokratisierungsprozesses in der Türkei. Außer- 
dem habe sich der NATO-Partner Türkei unter Hinweis auf den 
Artikel 5 des NATO-Vertrages verpflichtet, die Waffen nur im Fall 
eines Angriffs von außen einzusetzen. 

Diese Zusicherung der türkischen Regierung muß in Zweifel 
gezogen werden, weil sie auch in der Vergangenheit Waffen 
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sowohl aus der Bundesrepublik Deutschland als auch aus anderen 
NATO-Ländern bei Massakern gegen die kurdische Bevölkerung 
eingesetzt hat. Hierbei bezog und bezieht sich die türkische 
Regierung immer wieder auf Nummer 13 des NATO-Kommuni- 
ques von Rom, nach der „Akte des Terrorismus sicherheitsge- 
fährdend sein könnten. Da die türkische Regierung -* wie auch 
von der Bundesregierung bemängelt - den Terrorismusbegriff 
weit auslegt, muß davon ausgegangen werden, daß diese Waffen 
auch weiterhin gegen die kurdische Bevölkerung und die türki- 
sche Opposition eingesetzt werden. 

Es muß festgestellt werden, daß ununterbrochen in den letzten 
Wochen und Monaten türkisches Militär und andere Sicherheits- 
kräfte mit aller Härte sowohl gegen die kurdische Bevölkerung in 
Türkei-Kurdistan als auch gegen die kurdische Bevölkerung im 
Norden Iraks vorgeht. So wurden bei sogenannten „Vergeltungs- 
aktionen'' seit dem 15. Mai 1992 zahlreiche kurdische Dörfer 
überfallen, die Bewohnerinnen und Bewohner verschleppt und 
über 100 Menschen getötet (TAZ, 29. Mai 1992, „ Auslands] our- 
nal" des ZDF vom 25. Mai 1992 und FR 27. Mai 1992). 

« 

Die Bundesregierung, die ihre rigide Asylpolitik stets damit 
kaschiert, daß sie zuvorderst die Fluchtgründe in den Herkunfts- 
ländern beseitigen wolle, schafft mit der Aufhebung des Embar- 
gos die Grundlage für massenhafte Verfolgung und Vertreibung. 
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